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D
er ordentliche Professor stand
als Prototyp des deutschen
Gelehrten Ende des 19. Jahr-

hunderts im Mittelpunkt des Span-
nungsfeldes aus universitärer Selbstver-
waltung, Verfassungsrecht und staatli-
cher Kontrolle über die preußischen
Lehranstalten. Als Teil der „geistigen
Elite“ des Landes wurde der Ordinarius
auch Mitglied der wirtschaftlichen
Oberschicht. Kurt Sontheimer fasste die-
se Entwicklung mit folgenden Worten
zusammen: 

„…zweitens galten sie
auch in der Sicht der Öffent-
lichkeit als Elite, nämlich als
sozial Herausgehobene, was
sie aufgrund ihres Lebensstils
und ihres Einkommens auch
tatsächlich waren, und
schließlich empfanden sie sich selbst als
Elite.“

Das „Einkommen“, d.h. die Besol-
dung, war wesentliche Ursache der Eli-
tenbildung im Universitätswesen Hum-
boldtscher Prägung und bestand neben
dem Grundgehalt aus den bedeutsamen
„Nebeneinkünften aus der Stelle“, zu
denen u.a. die sog. „Kolleggelder“, also
die von den Studenten für private Lehr-
veranstaltungen zu entrichtenden Ge-
bühren, gehörten. Die Untersuchung der
Bedeutung der Kolleggelder, die „leis-
tungsbezogenen Besoldungszulagen“
der heutigen Zeit nicht unähnlich sind,
und der Auswirkungen ihrer Begren-
zung im Jahre 1897 versprechen auch
für aktuelle hochschulrechtliche Diskus-
sionen, wie um die „leistungsgerechte
Besoldung“ der Hochschullehrer, die
„Evaluation“ von Lehrleistungen oder

die Verwerfung der „W-Besoldung“ des
Landes Hessen durch das Bundesverfas-
sungsgericht als verfassungswidrig, Er-
kenntnisgewinn. 

Die Bedeutung der „Kolleg -
gelder“ und ihrer „Deckelung“

Im Rahmen der rechtshistorischen Dis-
sertation des Verfassers, deren wichtigs-
te Ergebnisse in diesem Beitrag zusam-
mengefasst werden, konnte nachgewie-
sen werden, dass die „Weltgeltung“ der

deutschen Universität Ende des 19.
Jahrhunderts eng mit den hervorragen-
den Verdienstmöglichkeiten der Ordi-
narien gerade durch die Kolleggelder
verknüpft war. Die Bedeutung dieser
Gelder für das Gesamtgehalt der Ordi-
narien vor 1897 wird deutlich, wenn
man bedenkt, dass z.B. im Jahr 1873 der
Bonner Ordinarius Stintzing ein
Grundgehalt von 2 200 Talern (ca.
66 000 Euro) erhielt, er das Gesamtge-
halt aber dank der Kolleggelder auf
3 868 Taler (ca. 116 040 Euro) und da-
mit um ca. 70 Prozent steigern konnte.
Dieses Phänomen ließ sich für fast alle
Ordinarien an den juristischen Fakultä-
ten in Bonn und Berlin nachweisen. 

Diese Möglichkeiten der Verdienst-
steigerung übten positive Anreize auf
die Ordinarien aus, private Lehrveran-
staltungen anzubieten, die über den

Pflichtenkatalog der Fakultät hinausgin-
gen. Die Studenten profitierten von der
Möglichkeit, eine akademische „Inten-
sivausbildung“ zu erhalten, der Lehren-
de von den zusätzlichen Einkünften.

Mit der Einführung des „Systems der
Dienstalterszulagen“ im Oktober 1897
mittels „Allerhöchstem Erlass“ des De-
zernenten für Universitätsangelegenhei-
ten Dr. Althoff kam es zu einer „Decke-
lung“ der Kolleggelder, die mit einer
„Abführpflicht“ an den Staat verbunden
war. Da das Ansehen der preußischen
Universitätsausbildung zusammen mit
der gesellschaftlichen Umstrukturierung
im ausgehenden 19. Jahrhundert eine
stetig steigende Studentenzahl bewirkte,

der keine adäquate Steige-
rung des Etats des Kultus-
ministeriums gegenüber-
stand, suchte man dort
nach finanziellen Mitteln,
um den neu aufgelegten
„Dispositionsfonds“ zu
füllen, der ausschließlich

zur Verfügung des Ministeriums stand
und aus dem Zuwendungen an einzelne
Dozenten bestritten wurden. Die ge-
suchten Mittel fand man in den Kolleg-
geldern. Überstiegen die Kolleggeldein-
nahmen eine festgelegte Grenze, waren
sie ab dieser Grenze prozentual gestaf-
felt abzuführen. Erzielte also ein Ordi-
narius durch überplanmäßige Lehrtätig-
keit erhebliche Kolleggeldeinnahmen,
flossen sie anteilig in den Fonds und
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wurden vom Ministerium an andere
Dozenten verteilt, deren Lehre von den
Studenten nicht entsprechend „hono-
riert“ worden war. Man nahm Abstand
vom Exzellenzprinzip und führte ein
egalisierendes „Gießkannenprinzip“ ein.
Trotz der Staffelung der Abführpflicht
bewirkte die „Deckelung“ für die belieb-
testen und fachlich herausragendsten
Hochschullehrer die empfindlichsten
Einbußen, während nur mäßig engagier-
te Dozenten aufgrund der gestiegenen
Studentenzahlen schnell die Untergren-
ze der ohne Abzug garantierten Kolleg-
gelder erreichten und keine Abzüge hin-
zunehmen hatten bzw. von Zuwendun-
gen aus dem Fonds profitieren konnten.

Die zeitgenössische und auch später
vertretene These, die Kürzungen der
Kolleggelder hätten nur wenige Dozen-
ten in Preußen schlechter gestellt und
weder eine Verschlechterung der Lehre
noch des Engagements der Dozenten
bewirkt, konnte widerlegt werden. Die
Mehrheit der in Preußen nach 1897 leh-
renden ordentlichen Professoren ver-
diente erheblich weniger, als dies ohne
die Neuregelung des Jahres 1897 der
Fall gewesen wäre, da selbst die unver-
mindert hohen Gesamteinnahmen Eini-
ger nichts an der gravierenden Absen-
kung des Einkommensdurchschnitts än-
derten, da neben der Begrenzung der
Kolleggelder auch die Grundgehälter

herabgesetzt worden waren. Während
Ordinarien vor der Regelung von Okto-
ber 1897 und der Besoldungsordnung
von 1909 bereits bei ihrer Berufung ein
Grundgehalt von 6 000 Mark (ca.
42 000 Euro) erhielten, stand dies Do-
zenten, die den Neuregelungen unterfie-
len, erst nach 16 Dienstjahren zu. 

Die Entwicklung in der Folge-
zeit und ihre Auswirkungen
auf die Ordinarien von heute

Die Regelungen von Oktober 1897 wir-
ken bis in die heutige Zeit fort. Nach
dem Ende des Ersten Weltkriegs blieb
es bei der Beschneidung der Einkünfte
aus Kolleggeldern. Die finanzielle Ver-
knappung wurde durch die Geldent-
wertung verschärft. Während der Zeit
des Nationalsozialismus wurden die
Grundgehälter weiter herabgesetzt; im
Sinne des egalisierenden Gedankens

der „Volksgemeinschaft“ sollte bewusst
eine „Nivellierung“ der Gehälter er-
reicht werden. Damit lässt sich bei einer
Gesamtbetrachtung des Untersuchungs-
zeitraums zwischen 1810 und 1945
konstatieren, dass die ordentlichen Pro-
fessoren nach knapp 90 Jahren sozialer,
gesellschaftlicher, politischer und mate-
rieller Ausnahmestellung zwischen
1810 und 1897 im
Laufe der folgen-
den Jahrzehnte
ihre herausragen-
de soziale und
wissenschaftliche
Stellung verloren.
Diese Schlussfolgerung soll im Hinblick
auf die heutige Gehaltssituation der Or-
dinarien untermauert werden, wobei
sich ein Blick auf die bereits erwähnte
Diskussion um eine „amtsangemessene
Besoldung“ anbietet, da die Grundge-
hälter des Untersuchungszeitraums die
heutigen Bezüge generell überstiegen.
Zur Veranschaulichung werden den
Grundgehältern von 1897 die Besol-
dungsgrößen nach C-bzw. W-Besoldung
gegenübergestellt. Zur Vergleichbarkeit
wird auf ein kaufkraftbereinigtes Ver-
hältnis von Reichsmark zu Euro abge-
stellt, das sich Ende des 19. Jahrhun-
derts auf zwischen 1:10, 1:8 bzw. 1:6,2
belief. Im Jahre 1998 betrugen die
Grundgehälter in der sechsten Dienstal-

tersstufe der Be-
soldungsgruppe
C3 6 687,05 DM
(3 419,03 Euro),
in der Gruppe C4
8 099,08 DM
(4 140,99 Euro)

monatlich. Demgegenüber sieht die W-
Besoldung W2 ein monatliches Grund-
einkommen von 3 724 Euro vor, in der
Gruppe W3 von 4 522 Euro. Da jedoch
die Besoldungsgruppen W2 und W3 im
Grundgehalt eine Festbesoldung unter
Ausschluss eines Gehaltsanstiegs nach
Dienstaltersstufen vorsehen, ist die
Neuregelung für die betroffenen Dozen-
ten weitaus ungünstiger als die C-Rege-
lung. Betrachtet man nun die Jahresein-
künfte eines Ordinarius nach der Rege-
lung von 1897 am Ende der zu durch-
laufenden Dienstaltersstufen und ver-
gleicht sie mit dem Jahresgehalt eines
C3 bzw. C4-Empfängers, ergibt sich fol-
gendes Bild: In Berlin verdiente der Or-
dinarius nach sechs Dienstaltersstufen
an Grundgehalt maximal 64 800 Euro,
heute beläuft sich das Grundgehalt in
der sechsten Dienstaltersstufe nach C4
auf 49 680 Euro. Damit verdiente der

preußische Ordinarius ca. 24 Prozent
mehr an Grundgehalt. Hinzu traten
dann noch die „Kolleggelder“. 

Diese „Nebeneinkünfte aus der Stel-
le“ finden sich in modifizierter Gestalt
in Form der so genannten „Berufungs-
zulagen“ im Bundesbesoldungsgesetz
(BBesG) und dem Professorenbesol-
dungsreformgesetz (ProfBesReformG)

wieder, haben aber in ihrem Umfang bei
weitem nicht die bereits dargelegte Be-
deutung, wie sie die Kolleggelder vor
1897 hatten. Die „Deckelung“ wirkt also
zumindest mittelbar fort: Da variable
Leistungsbezüge aus Anlass von Beru-
fungsverhandlungen maßgeblicher Be-
standteil auch der Professorenbesoldung
im 20. Jahrhundert sind, führte das Ab-
senken dieser Beträge über einen länge-
ren Zeitraum zwangsläufig zu einer ge-
ringeren monetären Bedeutung für die
heute Lehrenden und zu geringeren An-
reizen für eine intensive und individuali-
sierte Lehre mittels kleinerer Lehrveran-
staltungen abseits der Pflichtvorlesun-
gen. Gäbe es diese finanziellen Anreize
noch, wäre auch die aktuelle Diskussion
um die Kriterien für die Bemessung ei-
ner „amtsangemessenen Besoldung“ in
Form der intensiven Betreuung der Stu-
dierenden, der „Evaluation“ durch die
Studierenden und der Qualität und At-
traktivität der Lehrveranstaltungen ne-
ben akademisch-wissenschaftlicher Tä-
tigkeit und Forschung obsolet. Die Stu-
denten stimmten gleichsam „mit den
Füßen“ ab und beurteilten durch die
Wahl der Veranstaltung die Qualität der
Lehre, die unmittelbar durch die Ent-
richtung des zu fordernden Entgeltes
„leistungsgerecht“ vergütet würde. 

Damit wird deutlich, dass die vorge-
nannten Parameter schon das deutsch-
preußische Besoldungssystem vor der
Reform von 1897 prägten. Es überzeugt
auch nicht, wenn heute der leistungsab-
hängigen Besoldung im Rahmen der
„Missstandsanalyse“ entgegengehalten
wird, dass die aktuelle leistungsunab-
hängige Besoldungsstruktur durch das
Dienstaltersstufenmodell erheblich
„frustrationsresistent“ gestaltet sei, da
kein Ordinarius vom ersten bis zum
letzten Tag seiner Laufbahn die gleiche
Vergütung erhalte. Dem ist nur insoweit
beizupflichten, als die Befürworter der
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»Die Studenten beurteilten durch die
Wahl der Veranstaltung die Qualität der
Lehre.«

»Gerade das leistungsfördernde Element
der Kolleggelder wird in der heutigen
Diskussion anerkannt.«



leistungsunabhängigen Besoldung von
einem immer gleichbleibenden Grund-
gehalt ausgehen. Eine Verquickung von
Dienstaltersstufensystem und variablen
Bezügen, ohne die leistungsabhängigen
Bestandteile des Gehaltes zu „deckeln“
und damit einen „Endgehaltsfrust“ her-
beizuführen, würde diesem Einwand
ausreichend Rechnung tragen und das
förderliche Leistungselement im Rah-
men der Besoldung verankern und da-
mit ein wichtiges Element des preußi-
schen Universitätswesens mit dem heu-
tigen verzahnen. Denn gerade das leis-
tungsfördernde Element der Kolleggel-
der wird in der heutigen Diskussion et-
wa von Battis anerkannt, der davon
spricht, dass der Wegfall der Kolleggeld-
pauschalen in den 1950er und 1960er
Jahren gerade nicht „leistungsfördernd“
gewesen sei. 

Wenn aber die Leistung der Ordina-
rien angemessen vergütet werden soll
und damit die Brücke zu den leistungs-
abhängigen Besoldungsbestandteilen
des Universitätswesens Humboldtscher
Prägung geschlagen wird, muss zum ei-
nen der Leistungsbegriff rechtssicher

ausgestaltet und zum anderen die Mög-
lichkeit geschaffen bzw. erhalten wer-
den, durch individuelle Lehrtätigkeit
Einnahmen zu generieren. Verzichtete
man auf eine obrigkeitliche Verteilung
leistungsabhängiger Vergütungsbestand-
teile – diese dürfte zu unübersehbaren
Rechtsstreitigkeiten unter Konkurrenten
führen – verbunden mit einem Wegfall
der Studiengebühren und verschaffte
hingegen dem Lehrenden die Möglich-
keit der Einnahme von Hörergeldern,
spricht viel für die rechtliche Unangreif-
barkeit des Leistungsbegriffs. Die Stu-
denten honorierten besondere Lehre,
und der Lehrende bliebe durch die
Mehreinnahmen motiviert. Vorausset-
zung bliebe ein amtsangemessenes
Grundgehalt. So würden die verfas-
sungsrechtlichen Grundlagen des Ali-
mentationsprinzips, denen nach Ansicht
mancher eine Bezahlung nach bewer-
tenden Kriterien widerspricht, gewahrt.
Der dadurch zu erwartende Wettbewerb
der Ordinarien untereinander und die
sich den Universitäten eröffnende Mög-
lichkeit, durch eine Abschöpfung be-
stimmte Summen übersteigender Kolleg-

gelder zusätzliche Einnahmen zu erzie-
len, wären geeignet, das deutsche
Hochschulwesen wieder wettbewerbsfä-
hig machen. 

Diese im 19. Jahrhundert existente
Wettbewerbsfähigkeit wurde entschei-
dend durch die Einkunftsmöglichkeiten
des Professors mitbegründet und ist der
Schlüssel zur Wiederbelebung der heuti-
gen Wissenschaftswelt: Mit Blick darauf,
dass ein Professor zur Jahrhundertwen-
de achtmal so viel verdiente wie ein
Volksschullehrer und dieses Verhältnis
heute u.a. aufgrund der Deckelung der
Kolleggelder auf 2:1 zurückgegangen ist,
kann ein Zusammenhang zwischen fi-
nanzieller Ausstattung eines Hochschul-
wesens und dessen Erfolg nicht von der
Hand gewiesen werden.

* Der Text ist eine Zusammenfassung der
rechtswissenschaftlichen Dissertation „Der or-
dentliche Professor und sein Gehalt. Die
Rechtsstellung der juristischen Ordinarien in
Berlin und Bonn zwischen 1810 und 1945 unter
besonderer Berücksichtigung der Einkommens-
verhältnisse.“

Eine Fassung des Textes mit Fußnoten kann bei
der Redaktion angefordert werden.
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